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Flüssiggas: FDP schlägt schwimmende Terminals vor

Verschläft MV die Energiewende? Die Opposition im
Landtag wirft der Regierung vor, in der aktuellen Dis-
kussion um neue Gas-Terminals in deutschen Häfen
zu passiv zu sein: „In Schleswig-Holstein und Nieder-
sachsen habe sich die Landesregierung massiv dafür
stark gemacht, dass ihre Bundesländer von der neuen
Lageprofitieren - durchdie neuenTerminals undneue
Arbeitsplätze, die dort entstehen. Für Nord Stream 2
hat die Regierungschefin bei unspersönlich gekämpft,
zu LNG aber sagt das Land gar nichts“, so der energie-
politische Sprecher der CDU, Daniel Peters. „Es wäre
fahrlässig, wenn MV beim Thema LNG gar keine Rolle
spielt“, sagt auch FPD-Fraktionschef René Domke. „Zu
lange hat man sich von russischen Rohstoffen abhän-
gig gemacht. Eine Kehrtwende ist bitter nötig.“ Domke
bringt neben Terminals an Land auch schwimmende
LNG-Stationen ins Spiel - sogenannte „Floating Stora-

ge Regasification Units“. Das sind umgebaute Gastan-
ker, die vor der Küste liegenundals Anlande-Stationen
dienen.

Klare Aussagen zu Rostock gibt es aber weder aus
Berlin noch aus Schwerin: „Es gilt, schnell eige-
ne LNG-Anlandepunkte in Deutschland einschließlich
der notwendigen Infrastrukturanbindung zu realisie-
ren. Dazu ist zu prüfen, welche finanzielle staatliche
Unterstützung hierfür erforderlich ist“, heißt es aus
dem Bundesministerium von Robert Habeck (Grü-
ne). Mecklenburg-Vorpommerns Wirtschafts- und En-
ergieminister Reinhard Meyer (SPD) bleibt ebenfalls
schwammig: „Der Bund hat angekündigt, den Kauf
von Flüssigerdgas zu finanzieren. Das rückt auch den
Bedarf von LNG-Terminals stärker in den Mittelpunkt.
Wenn es Investoren gibt, wird auch die Frage staatli-
cher Unterstützung zu diskutieren sein.“
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Mecklenburg-Vorpommern dringt auf Entlastung bei Sprit- und
Gaspreis

Seit Wochen kennen die Kraftstoffpreise nur eine Richtung. Darüber stöhnen vor allem Pendler, die
für die tägliche Fahrt zur Arbeit auf das Auto angewiesen sind. Der Ruf nach Entlastung wird immer
lauter. Auch aus der Politik.

Schwerin (dpa/mv) - Die Landesregierung
Mecklenburg-Vorpommerns hat Forderungen gegen-
überdemBundNachdruck verliehen, dieBevölkerung
angesichts explodierender Kraftstoff- undEnergieprei-
se spürbar zu entlasten. «Mecklenburg-Vorpommern
ist ein Flächenland, in dem jeden Tag mehrere hun-
derttausend Menschen mit dem Auto zur Arbeit fah-
ren. Deshalb sind die Menschen in unserem Land von
dieser Entwicklung - insbesondere bei den Benzin-
und Dieselpreisen - ganz besonders betroffen», be-
gründete Wirtschaftsminister Reinhard Meyer (SPD)
am Sonntag in Schwerin Forderungen nach Steuer-
senkung und Gaspreissubvention.

Mit Preisen für Diesel von um 2,30 Euro je Liter und
für Benzin von meist mehr als 2,20 Euro mussten Au-
tofahrer auch über das Wochenende tief in die Ta-
sche greifen. Nach Überzeugung Meyers reicht das
vomBund beschlossene Maßnahmenpaket nicht aus,
umVerbraucher ausreichend zuentlasten. «Pendlerin-
nen und Pendler zahlen aktuell rund 60 Centmehr pro
Liter Diesel als noch im Januar. Wer täglich einen Ar-
beitsweg von einer Stunde auf sich nimmt,muss allein
dafür einen deutlich höheren Betrag einplanen. Das
überfordert viele Menschen in unserem Land», sagte
Meyer. Hinzu komme, dass die Homeoffice-Pflicht auf-
grundderCorona-Pandemie zum20.März abgeschafft
werde und die Pendlerbewegungen damit noch zu-
nähmen.

Meyer kündigte an, dass Mecklenburg-Vorpommern
eine Initiative im Bundesrat unterstützen werde, die
unter anderem auf die zeitlich befristete Senkung der
Mehrwertsteuer für Kraftstoffe von 19 auf 7 Prozent
zum Ziel habe. «Die Menschen erwarten zu Recht,

dass jetzt rasch gehandelt wird. Deshalb brauchenwir
jetzt eine Spritpreisbremse», sagte er. Zudem müss-
ten derHeizkostenzuschuss fürWohngeld- undBafög-
Empfänger angepasst und auch der Gaspreis ver-
brauchsabhängig gedeckelt werden. Demnach würde
der Brennstoff bis zu einer bestimmten Menge zu ei-
nem reduzierten Preis abgegeben. Für die darüber lie-
gende Menge müsste dann der Marktpreis entrichtet
werden.

Bundesfinanzminister Christian Lindner (FDP)machte
unterdessen deutlich, dass er trotz der Rekordpreise
an den Tankstellen eine befristete Senkung der Mehr-
wertsteuer ablehnt.Wer solche Forderungenaufstelle,
müsse sagen, wo imHaushalt gekürzt werden oder ob
dafür neue Schulden aufgenommen werden sollten,
sagte Lindner der Zeitung «Tagesspiegel» (Sonntag).
Die Regierung arbeite jedoch an Maßnahmen, sagte
Lindner der Deutschen Presse-Agentur. Er gehe davon
aus, dass «in Kürze» weitere Beschlüsse gefasst wer-
den. Die hohen Preise seien eine Belastung für Men-
schen und Betriebe, der Staat dürfen die Menschen
damit nicht alleine lassen.

Der Erklärung Meyers war nach Angaben der Staats-
kanzlei eine Telefonkonferenz mit Ministerpräsiden-
tin Manuela Schwesig und Finanzminister Heiko Geue
(beide SPD) vorausgegangen. Schwesig habe die Ab-
stimmung mit den Ministern wegen der andauernden
Erholungsphase nach ihren Operationen von zu Hau-
se aus geführt. Die Entwicklung der Energiepreise und
Länderinitiativen im Bundesrat dazu sollen auch The-
men der Kabinettssitzung am Dienstag sein, in der die
Ministerrunde den Landesetat für 2022/2023 auf den
Weg bringen will.
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